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Einige Worte über Haupt- oder Großgemeinden. 
(Schluß.) 


Man bezeichnet Großgemeinden als lebensfähiger, 
ihren Verpflichtungen leichter nachzukommen im Stande ſind, theils weil 
ſich in einem weiten Umkreiſe eher zu dem Geſchäfte eines Gemeinde— 
vorſtehers qualificirte Perſönlichkeiten finden und weil einer Groß— 
gemeinde auch ausgiebige materielle Mittel zu Gebote ſtehen. Auch 
diefes anſcheinend ſchlagendſte Moment, welches von der anderen Seite 
angeführt wird, entſpricht nicht den wirklichen Thatſachen. Ueberblicken 
wir nur die dem Gemeindevorſteher obliegenden Geſchäfte und wir 
werden jehen, daß die wenigſten von ihm, die meiſten aber von den 
einzelnen Ausſchüſſen in den Ortſchaften thatfächlich verrichtet werden. 

Ein Gemeindeeigenthum beſitzt eine derart zuſammengeſtop⸗ 
pelte Hauptgemeinde als ſolche nicht, daher auch keines zu verwalten iſt. 
Jenes der einzelnen Untergemeinden entzieht ſich aber ſchon geſetzlich 
der Bewirthſchaftung von Seite der Hauptgemeinden, weil dafür befon- 
dere Ortſchafts-Vermögensverwaltungen beſtehen. 

Die Erhaltung der öffentlichen Straßen iſt von altersher nach 
Ortſchaften geregelt und wird daher nur von ihnen beſorgt. 

Die Militär - Einquartierung und die Vorſpannsſache wird 
von den allerorts für größere Umkreiſe von der Bezirksbehörde eigens 
hiezu beſtellten Marſchſtattons-Kommiſſären unter die einzelnen Ort⸗ 
ſchaften vertheilt, und im Innern die individuelle Ausführung von den 
Ortsausſchüſſen ohne jede Ingerenz des Gemeindevorſtehers. 

Das Armenweſen, das Heimatsrecht und die damit in Verbindung 
ſtehende Ertheilung der Ehemeldzettel wird, wie ſpäter des Näheren 
auseinandergeſetzt werden wird, ſchon ganz beſonders als ein Reſervat 
der alten Gemeinde betrachtet und gehandhabt. 
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Was endlich die Ausübung der Localpolizei anbelangt, fo iſt 
der Gemeinde vorſteher am allerwenigſten in der Lage, 
ſolche in zwanzig Ortſchaften gleichzeitig mit Erfolg zu 
handhaben, die Wirths- und Einkehrhäuſer zu beaufſichtigen, das Paß⸗ 
und Meldungsweſen, die Feld-, Lebensmittel- und Marktpolizei zu be⸗ 
ſorgen, die Beobachtung der Vorkehrungen für die Geſundheit der Men⸗ 
ſchen und Thiere bei Epidemien und Viehſeuchen zu überwachen, das 
Geſinde, die Arbeiter und die unter Polizeiaufſicht Stehenden in Evidenz 
zu halten. Auch dieſe Functionen werden daher nur von den Ortsaus⸗ 
ſchüſſen ausgeübt, wie es denn auch nicht auders möglich iſt. 

Wenn aber alle nun erwähnten Geſchäfte, welche beinahe den 
ganzen gemeindeämtlichen Wirkungskreis ausmachen, thatſächlich von den 
einzelnen Untergemeinden verrichtet werden, ſo iſt nicht abzuſehen, warum 
man ſie nicht gleich als ſelbſtändig erklären und auch formell dazu er⸗ 
mächtigen ſollte? Das Abhängigkeitsverhältniß zu einem oft weit ent- 
fernten, mit den Localverhältniſſen nicht vertrauten Gemeindevorſteher 


und der Abgang des Vollſtreckungsrechtes lähmt jedes friſche Eingreifen 
und ſchwächt oder vereitelt ſogar den Erfolg. Beſonders polizeiliche Vor— 


kehrungen geſtatten am allerwenigſten die weitwendigen Umzüge und Auf- 


ſchuͤbe, die mit der Erwirkung des gemeindeämtlichen Placetums ver— 


bunden ſind. 

Thatſächlich geſchieht nun dies allerdings nicht in der Regel. 
Die Ortsvorſteher ſtehen, jo wie es das natürliche Bedürfniß erfordert, 
fo ziemlich auf eigenen Füßen, nennen ſich Gemeindevorſteher (Zupani) 
und werden als ſolche auch allgemein betrachtet, aber alle ihre Hand— 
lungen, ſo entſprechend ſie auch ſein mögen, find deswegen illegal und 
müſſen, wenn fie zur amtlichen Kenntniß kommen, als ſolche bezeichnet 
und behoben werden. Die Folge davon iſt, daß jeder Ortsausſchuß, dem 
einmal ſeine Thätigkeit auf dieſe Weiſe von der Behörde desavouirt 
wurde, für die Zukunft lahmgelegt iſt und ſich fernhält, wodurch ein 
förmliches Moratorium des öffentlichen Rechtes in dem Orte eintritt. 

Nicht eine gewiſſe fociale Stellung oder eine höhere 
intellectuelle Bildung, ſondern ein ehrenhafter Charakter, 
ein guter Wille und ein natürlicher Verſtand ſind die beſte 
Qualification für einen Gemeindevorſteher. Solche Männer 
finden ſich aber in jeder kleinen Gemeinde, und man braucht ſie nicht 
meilenweit im Unnkreife herumzuſuchen. Geht es in einer Gemeinde ſchlecht, 
ſo ſind in der ſeltenſten Fällen Unfähigkeit des Gemeindevorſtehers, ſondern 
immer nur Unbeflifſenheit und Indolenz, Mangel an Willen und oft 
auch abſichtliche Unthätigkeit daran ſchuld. 

Die Behauptung, daß Großgemeinden billiger ſind, iſt ſchon 
ganz und gar nicht wahr. Wie eben nachgewieſen wurde, werden die 
meiſten Geſchäfte des Gemeindevorſtehers von den Ausſchüſſen und Ort⸗ 
ſchafts-Vermögensverwaltern verrichtet. Dieſe müſſen für ihre Mühen 
und Wege ebenſo gezahlt werden, ihre Jahresrechnungen ſind oft nicht 
unbeträchtlich, fie würden aber deswegen nicht viel größer fein, wenn 
der Rechnungsleger zugleich auch der Gemeindevorſteher wäre. Die 
1000 bis 1500 Gulden, welche beiläufig eine Hauptgemeinde 


jährlich in Anſpruch nimmt und deren Einbringung der 
Gemeinde bei den vielen anderen Giebigkeiten hart zu 
ſtehen kommt, ſind daher die Uebergebühr, welche große Ge- 
meinden verurſachen, nicht aber das fo viel gerühmte Erſparniß hiebei; 
und wofür wird dieſe Uebergebühr gezahlt?! für eine Arbeitsleiſtung, 
die nicht der Bevölkerung zugute kommt, nicht für reelle Gemeinde⸗ 
geſchäfte, ſondern nur, um den Beſtand des Hauptgemeindeamtes zu ermög⸗ 
lichen, nämlich für die Eintreibung und Verrechnung der zur Bezahlung 
des Gemeindeſchreibers und Dieners und für die Kanzleiauslagen noth⸗ 
wendigen Auflagen. Darauf beſchränkt ſich nämlich in der Regel die 
Thätigkeit der Großgemeindeämter und dehnt ſich nicht einmal ſo weit 
aus, daß fie nebſtbei auch die Einbringung der in den einzelnen Ort⸗ 
ſchaften unausweichlichen Auslagen für Hutweide- und Waldſteuer, für 
Feld⸗ und Forſthüter, Gemeindehirten und andere Localbedürniſſe befor- 
gen würde; die Auftheilung und Einbringung dieſer Abgaben wird den 
Ausſchüſſen in den Ortſchaften überlaſſen, die es durch Anwendung von 
Pfändung, Transferirung und andere Executionsſchritte auch incom⸗ 
petenterweiſe, und ſehr oft ſogar ohne jede Controle thun. 

Andererſeits iſt es aber auch dem Hauptgemeindeamte nicht übel zu 
nehmen, wenn es ſich der Perception aller dieſer vielſeitigen Umlagen zu 
erwehren ſucht, denn wohin würde es kommen, wenn es alle die verſchie⸗ 
denen Giebigkeiten in den etwa 20 Ortſchaften der Gemeinde eintreiben 
und hierüber ordnungsmäßig Buch führen wollte, müßte es ſich in dieſem 
Falle doch als ein förmliches Steueramt einrichten und organiſiren! 

Ebenſo wenig als wir die den Hauptgemeinden angerühmten Licht⸗ 
ſeiten wahrzunehmen in der Lage ſind, laſſen ſich die zahlloſen Un— 
zukömmlichkeiten, die in ihrem Gefolge auftreten, widerlegen. Es 
ſei uns geſtattet, nur einige derſelben zu erwähnen: 

Eine Hauptaufgabe der Gemeindevorſteher iſt die Ertheilung von 
Auskünften an die Behörden; z. B. über das Vorleben, Vermögens⸗ 
verhältniſſe der Gemeinde-Inſaſſen u. ſ. w. Wie kann dies der Vorſteher 
einer Großgemeinde thun, da er die diesfälligen Verhältniſſe nur auf 
kurze Diſtanzen von ſeinem Wohnorte kennt? Beinahe jedesmal muß der 
Ortsvorſteher in ſolchen Angelegenheiten von ihm befragt werden, und 
da iſt es doch beſſer, daß der Betreffende gleich unmittelbar an die Be⸗ 
hörde ſchon aus Rückſichten der Genauigkeit der Auskünfte Bericht 
erſtatte. In gleicher Weiſe iſt derſelbe auch nicht in der Lage, die Iden— 
tität einer Perſon bei Verhandlungen, z. B. bei Militärbefreiungen 
und Aſſenttrungen, zu beſtätigen, was jedesmal zu peinlichen Unzukömm⸗ 
lichkeiten Anlaß gibt. 

Eine weitere Anomalie äußert ſich infolge der großen Gemeinden 
bei der Verwaltung der Aequivalentwälder. Letztere wurden den 
Berechtigten in concreto nach Ortſchaften zugetheilt, die Art der Aus⸗ 
nützung und die Bewirthſchaftung derſelben aber wurde nach der geſetz— 
lichen Beſtimmung, daß ſolche Wälder den Gemeindewäldern gleich zu 
achten ſind, der Gemeindevertretung überlaſſen. Da ereignet es ſich nun 
nicht ſelten, daß von den 18 Mitgliedern eines Gemeinde-Ausſchuſſes 
oft nur ein einziger derjenigen Ortſchaft angehört, um deren Aequivalent⸗ 
wald ein Beſchluß zu faſſen iſt, alle übrigen aber ganz unbetheiligt und 
auch ganz unbekannt mit den Verhältniſſen des betreffenden Waldes, der 
Beſitzer und ihrer Antheilsverhältniſſe ſind. Läßt ſich bei einer ſolchen 
Theilnahmsloſigkeit der Ausſchüſſe an der zu berathenden Sache ein 
zweckmäßiger Beſchluß erwarten? Und wie kommt die überwiegende in- 
differente Gemeindemajorität dazu, über die Bewirthſchaftung und das 
Vermögen eines Dritten ſo einſchneidende Beſchlüſſe zu faſſen, da doch 
das Rechtsobject nicht dem öffentlichen Rechte angehört, ſondern nur ein 
privatrechtliches, gemeinſchaftliches Eigenthum iſt? 

Ein nahezu unüberſteigbares Hinderniß find große Gemeinden bei 
der Aufbringung der Aufwandskoſten für currente Schulbe dürfniſſe. 
Der Ortsſchulrath hat den Jahresvoranſchlag der Schule feſtzuſetzen, 
zu einer Entſcheidung, wie und nach welchem Maßſtabe der durch den 
Localſchulfond nicht bedeckte Reſt aufzubringen iſt, iſt er nicht befugt. 
Er beſchränkt ſich daher darauf, dieſen Betrag von den eingeſchulten 
Gemeinden nach Maßgabe der Steuervorſchreibung in Anſpruch zu neh⸗ 
men, deren letzteren Sache es dann iſt, dieſen Betrag in ihren Ge⸗ 
meindevoranſchlag als Erforderniß einzuſtellen. Beim Beſtande großer 
Gemeinden trifft es ſich nun nicht ſelten, daß die einzelnen Ortſchaften 
zu verſchiedenen Schulen gehören und daher auch mit ungleichen Schul- 
beiträgen zu concurriren haben. Wegen dieſer Ungleichartigkeit können 
die Schulbeiträge nun nicht in den Voranſchlag der Großgemeinde ein⸗ 
geſtellt werden, weshalb deſſen Auftheilung und Einbringung den ein⸗ 
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zelnen Ortſchaften allein überlaſſen wird. Dieſe ſtehen dann in ſolchen 
Fällen meiſtens rathlos da; zur Aufbringung der Summe einen Steuer⸗ 
zuſchlag zu beſchließen, iſt in der Regel ob deren Geringfügigkeit nicht 
angezeigt und auch ſchwer durchführbar, weil einen ſolchen Beſchluß, 
um giltig zu ſein, der ganze Ausſchuß der Gemeinde, zu der fie ge- 
hören, zu faſſen hat, und weil die Einbringung desſelben, im Falle 
die betreffende Ortſchaft nicht für ſich ſelbſt eine Kataſtralgemeinde bildet, 
vom Steueramte refuſirt wird. Zu einer anderen Auflage, z. B. nach 
Häuſern, Huben, Familien ꝛc. als jener des Steuerzuſchlages müßte 
aber ein eigenes Landesgeſetz für die Ortſchaften erwirkt werden (8 81 
G. G.), was wieder nicht alle Jahre geſchehen kann. So geſchieht es 
dann, daß dieſe Schulbeiträge entweder gar nicht anrepartirt werden, 
oder daß eine beliebige Auftheilung derſelben zumeiſt nach Hausnum⸗ 
mern erſolgt. Beſchwert ſich dann Jemand dagegen, ſo wird die Ein⸗ 
treibung einer ſolchen neuen Auflage als ungeſetzlich aufgehoben, und 
der Ortsſchulrath kann lange auf die Einzahlung derſelben warten. 

Mit allen dieſen Schwierigkeiten kämpft der Ortsſchulrath gegen⸗ 
über kleinen Gemeinden nicht. Bei denſelben wird der Beitrag, weil 
die Gemeinde in den ſeltenſten Fällen zu mehreren Schulen gehört, 
einfach in das Gemeindepräliminare eingeſtellt und cumalativ mit den 
übrigen Bedürfniſſen für deren Einbringung geſorgt. Die ganz gleichen 
Unzukömmlichkeiten beſtehen bei der Einbringung der übrigen in den 
einzelnen Untergemeinden nothwendigen Umlagen für Steuern von Ge⸗ 
meindegründen, Feld- und Forſthüter u. ſ. w. 

Nirgends aber kommen die Inconvenienzen der großen Gemeinden 
ſo ſehr mit der Rechtsauffaſſung der hierländigen Bevölkerung in Wider⸗ 
ſpruch, als bei der Handhabung des Heimatsrechtes und des 
Armenweſens. Die Ausdehnung des Heimatsrechtes auf den ganzen 
Umfang der Ortsgemeinde iſt eine für unſer Land ganz fremde Beſtim⸗ 
mung, die ſich trotz ihres nun ſchon 30jährigen geſetzlichen Beſtandes 
noch nicht im Entfernteſten mit den hergebrachten Rechtsbegriffen aſſimi— 
lirt. Noch heute betrachtet ſich Jedermann nur einer beſtimmten Ort⸗ 
ſchaft und nicht der Hauptgemeinde, in welcher dieſelbe liegt, als zu— 
ſtändig, und es fällt ihm auch nicht ein, im Falle der Verarmung von 
der Hauptgemeinde eine Unterſtützung anzuſprechen. Es würde ihm aber 
auch ſolche von wenigen Gemeindevorſtehern zu Theil werden, da ſich 
deren Thätigkeit in der Regel nur darauf beſchränkt, den Armen dem 
betreffenden Orte, wohin er ihn heimatsberechtigt wähnt, zuzuſchicken. 

Dieſer herkömmlichen Auffaſſung der Gemeindeangehörigkeit geben 
auch die meiſten Hauptgemeinden dadurch Ausdruck, daß ſie durch einen 
förmlichen Gemeindebeſchluß: jede Ortſchaft habe ihre Armen allein zu 
verſorgen, die diesfällige Geſetzesbeſtimmung zu paralyſiren verſuchen, 
was dann eine Menge adminiſtrativer Schwierigkeiten zur Folge hat. 
Trotz aller gegentheiligen Beſchlüſſe muß ſelbſtverſtändlich vorkom⸗ 
menden Falles von den Behörden doch auf die Verſorgung der Armen 
von Seite der Hauptgemeinden gedrungen werden, wenn ſolche von der 
Heimatsortſchaft nicht genügend geleiſtet wird. Mit welchem Erfolge aber 
dies geſchieht, weiß Derjenige zu ermeſſen, welcher je in der Lage war, 
von der Gemeinde, die kein pfandbares Vermögen hat, wie dies bei 
Großgemeinden in der Regel der Fall iſt, eine Zahlung zwangsweiſe 
eintreiben zu müſſen. 

Dieſe und noch viele andere Erwägungen laſſen uns in den Groß⸗ 
gemeinden nicht nur keine zweckmäßige und wohlthätige, ſondern eine 
unentſprechende und in manchen Beziehungen geradezu ſchädliche Inſti⸗ 
tution für das Gemeindewohl erblicken, weshalb auch der Beſchluß des 
kraineriſchen Landesausſchuſſes, ſolche im Lande allgemein einzuführen, 
nicht allſeitig freudig begrüßt werden konnte. 

Wir ſtehen allerdings einem diesfalls bereits ſanctionirten Ge⸗ 
ſetze “) gegenüber, aber der Umſtand, daß nun ſchon ſeit 10 Jahren 
mit der Ausführung desſelben gezaudert wird, iſt eben der ſprechendſte 
Beweis, wie wenig Lebensfähigkeit demſelben ſogar von ſeinen eigenen 
Schöpfern zugetraut wird. Auch die Landesvertretungen anderer Kron— 
länder haben das Bedürfniß einer darauf abzielenden Aenderung ge⸗ 
fühlt, Erhebungen und Verhandlungen hierüber eingeleitet, aber zu ent⸗ 
ſcheidenden Schritten hat man ſich unſeres Wiſſens im Bewußtſein der 
großen Tragweite dieſer Frage noch nirgends eingelaſſen. 


) Es iſt hier die Rede vom kraineriſchen Landesgefetze vom 2. Jänner 
1869, betreffend die Abänderung der 88 1—4 der kraineriſchen Gemeindeordnung 
Ganz kategoriſch heißt es in dieſem Geſetze „Aus den dermaligen Ge⸗ 
e ſind Hauptgemeinden zu bilden, wovon jede wenigſtens 
3000 Seelen zu umfafſen hat.“ Die Red. 


Niederöſterreich hat im Jahre 1875 Verwaltungsgemeinden zu 
polizeilichen Zwecken beſchloſſen, aber noch nicht eingeführt; Galizien hat 
ſich für die Uebertragung der polizeilichen Agenden an die Bezirks⸗ 
Ausſchüſſe ausgeſprochen und hiedurch ebenfalls die zwangsweiſe Zu⸗ 
ſammenlegung der Gemeinden perhorrescirt; Steiermark hat im Jahre 
1874 die Schaffung von Verwaltungsgemeinden in Vorſchlag gebracht, 
aber nach geſchehener Umfrage im ganzen Lande hat man die Idee 
über nahezu einmüthigen Widerſpruch von Seite der Gemeinden und der 
politiſchen Behörden wieder fallen gelaſſen. Böhmen ruhte nicht früher, 
bevor nicht die letzte Großgemeinde in die urſprünglichen Kataſtral⸗ 
gemeinden zerlegt wurde. 

Es iſt überhaupt auch kein richtiger Maßſtab ſür eine ſolche 
Zuſammenlegung der Gemeinden vorhanden. Die Seelenauzahl kann allein 
hiebei nicht maßgebend ſein, ebenſo wenig der Beſitz; weit mehr er⸗ 


intellectuelle Factoren berückſichtigungswürdig. Die jetzige, vom Landes⸗ 
ausſchuſſe ſpeciell für den Bezirk Adelsberg entworfene Gemeindever- 
theilung hebt ſich zwar gegen das gleiche Operat vom Jahre 1869 in 
dieſer Hinſicht vortheilhaft ab, doch läßt ſie noch immer Vieles zu wün⸗ 
ſchen übrig; Beweis deſſen die mehrſachen dagegen eingebrachten Bitten 
und Proteſte. Sie trägt eben den Stempel der Verminderung der Ge— 
meinden um jeden Preis an ſich. 

Es ſei ferne von uns, jeden Verſuch einer Aenderung der jetzigen 
Gemeindegruppen hiedurch perhorresciren zu wollen, im Gegentheil, es 
mag das Bedürfniß hie und da immerhin ein derart dringendes ſein, 
daß die Intereſſen der öffentlichen Angelegenheiten eine Abhilfe gebieten. 


Es iſt dies auch von Seite der Bevölkerung ſelbſt anerkannt worden. 


Beweis deſſen die mancherlei auf Zuſammenlegung und Theilung der 
Gemeinden ſchon vor Jahren eingebrachten und noch immer auf die 
Erledigung wartenden Geſuche. Eine theilweiſe Regulirung der Gemein⸗ 
den mag daher ſogar von Nutzen ſein, nur wäre es zu wünſchen, daß 
hiebei den im Gegenſtande bisher gewonnenen praktiſchen Erfahrungen 
und den Wünſchen der Bevölkerung Rechnung getragen werden würde. 

Eine allgemeine Ausführung des Landesgeſetzes vom Jahre 
1869 aber ſollte nach unſerem Ermeſſen bis auf den Zeitpunkt 
verſchoben werden, wenn einmal die Frage über die Reorganiſirung der 
politiſchen Verwaltung, die von Seite der Reichsvertretung ſchon wieder— 
holt angeregt wurde und mit welcher die Organiſirung der Gemeinden 
im eugſten Zuſammenhange ſteht, zu einer definitiven Entſcheidung 
gelangt ſein wird. 

Wird man bei der jeinerzeitigen Feſtſtellung derſelben auf den 
früheren bezirksämtlichen Umfang zurückgreifen, jo wird die Nothwendig⸗ 
keit großer Gemeinden ſich von ſelbſt behebeu, weil in dieſem Falle ein 
Theil der übertragenen Gemeindegeſchäſte auf die Bezirksbehörden zurück⸗ 
fallen würde. Sollte aber an dem jetzigen Gebietsumfange der Bezirks⸗ 
behörden feſtgehalten oder in Verkennung der beiderſeitigen Intereſſen 
noch zu Erweiterungen desſelben geſchritten werden, ſo kann dann zur 
Zuſammenlegung nicht lebensſähiger Gemeinden in große Verwal⸗ 
tungsgemeinden (nicht Hauptgemeinden) mit Wahrung der In⸗ 
dividualität jeder einzelnen geſchritten werden. Aber auch dann 
müßte die Unbeſähigung einer Gemeinde zur Erfüllung ihrer Pflichten 
thatſächlich conſtatirt ſein, weil nicht abzuſehen iſt, mit welchem Rechte 
eine Gemeinde, welche ihrer Aufgabe gewachſen iſt und derſelben pflicht- 
getreu nachkommt, ihre Selbſtändigkeit deswegen verlieren ſollte, weil 
ſie nicht von großem Umfange iſt. 

Uebrigens iſt es, ſprechen wir es offen aus, zu hoffen, daß bis 
dahin das Dogma von der Gemeinde-Autonomie in der jetzigen 
Ausdehnung an ſeinem Nimbus der Unantaſtbarkeit ſchon eingebüßt 
und ſich überhaupt die Erkenntniß weitere Bahnen gebrochen haben wird, 
daß es, gelinde geſagt, denn doch nicht angeht, mit Hintan— 
ſetzung aller thatſächlichen Verhältniſſe dem ſtarren Doctri— 
narismus die Wohlfahrt der Bevölkerung zum Opfer zu 
bringen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein gerichtlicher Vergleich, welcher gegen die politiſchen Vor⸗ 
ſchriften verſtößt, iſt ungiltig. (SS 828, 1380 a. b. G. B.) 

Ueber die von B. gegen A. eingebrachte Klage kam am 

7. Februar 1878 der gerichtliche Vergleich dahin zu Stande, daß A. als 
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Eigenthümer der Parcelle Nr. 1452 ſich verpflichtete, dem B. als 
Eigenthümer der Parcellen Nr. 1458 und 1459 zu geſtatten, „die in 
den Luftraum über die Grundſtücke der Parcellen Nr. 1458 und 1459 
in einer Länge von 300 Schritten ragenden Aeſte der am Saume des 
auf dem Grundſtücke Parcelle Nr. 1452 befindlichen Waldes ſtehenden 
Bäume zu beſeitigen“. A. brachte bald nach Abſchluß des Vergleiches 
eine Klage gegen den B. auf Ungiltigkeitserklärung des Vergleiches vom 
7. Februar 1878 ein, indem er behauptete, daß der Inhalt des Ver⸗ 
gleiches mit den beſtehenden politiſchen Vorſchriften im Widerſpruche 
ſteht und daß daher der Vergleich ungiltig iſt. 

In erſter Inſtanz wurde das Klagebegehren abgewieſen, weil, wie 
das Gericht annahm, die Handlung, zu welcher der B. nach dem Ver⸗ 
gleiche berechtigt iſt, durch die Beſtimmungen des Forſtgeſetzes vom 


3. December 1852, R. G. Bl. Nr. 250, keineswegs verboten iſt. 
ſcheinen Bodenverhältniſſe, wirthſchaftliche, induſtrielle, finanzielle und f 


Auf die vom Kläger ergriffene Appellation wurde vom Ober⸗ 
gerichte „nach Anhörung der k. k. Statthalterei“ dem Klagebegehren ſtatt⸗ 
gegeben und der gerichtliche Vergleich vom 7. Februar 1878 als 
ungiltig erklärt. Gründe: „Der Vergleich gehört nach dem Schlußſatze 
des $ 1380 a. b. G. B. zu den zweiſeitig verbindlichen Verträgen 
und wird nach eben denſelben Grundſätzen wie dieſe beurtheilt. Der 
Umſtand, ob der Vergleich gerichtlich oder außergerichtlich zu Stande 
gekommen iſt, begründet in dieſer Beziehung einen Unterſchied nicht. Zu 
den weſentlichen Erforderniſſen eines Vertrages gehört nun, wie ſich 
aus der Beſtimmung des § 878 a. b. G. B. zweifellos ergibt, die 
phyſiſche, ſowie die rechtliche Möglichkeit der Leiſtung. Der bezogenen 
Geſetzesſtelle zufolge kann zwar über Alles, was im Verkehre ſteht, ein 
Vertrag abgeſchloſſen werden. Sie beſtimmt aber weiter ausdrücklich, 
daß Dasjenige, was nicht geleiſtet werden kann, was geradezu unmög⸗ 
lich oder unerlaubt iſt, kein Gegenſtand eines giltigen Vertrages werden 
kann. Nun hat die Statthalterei in Böhmen als die oberſte Forſt⸗ 
behörde in ihrer Zuſchriſt vom 31. Mai 1878 erklärt, daß das Abäſten 
der Waldbäume auf der Waldparcelle Nr. 1452 längs den Grund— 
parcellen Nr. 1458 und 1459 und in einer Länge von 300 Schritten, 
wie ſolches in dem Vergleiche vom 7. Februar 1878 für den B. be⸗ 
dungen worden, culturwidrig iſt und nach den diesfalls beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften ſich als unzuläſſig darſtellt. Der bezeichnete Ver⸗ 
gleich hat alſo eine Handlung zum Gegenſtande, welche nach dem Aus— 
ſpruche der dafür maßgebenden Behörde unerlaubt ſcheint, und iſt ſonach im 
Grunde des § 878 a. b. G. B. ungiltig Eben darum muß dem auf 
die Ungiltigkeit jenes gerichtlichen Vertrages gerichteten Klagebegehrens 
ſtattgegeben werden, und zwar um ſo mehr, als nach Maßgabe der 
Hofdecrete vom 28. October 1815, J G. S. Nr. 1187, und vom 
5. October 1816, J. G. S. Nr. 1285, das Gericht höherer Inſtanz 
einen richterlichen Ausſpruch, welcher ſich über einen der Judicatur 
der Gerichte entzogenen und der politiſchen Amtshandlung unterwor— 
fenen Gegenſtand verbreitet, von Amtswegen oder über Einſchreiten der 
betreffenden politiſchen Behörden zu caſſiren hat, der Umſtand aber, daß 
nicht mittelſt richterlichen Spruches, ſondern im Wege eines gerichtlichen 
Vergleiches eine Verrückung der im öffentlichen Intereſſe beſtehenden 
Competenzgrenzen ſtattgefunden hat, der gleichen Amtshandlung der 
Gerichte höherer Inſtanz nicht hindernd im Wege ſtehen kann.“ 

Auf die Reviſion des Geklagten beſtätigte der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 17. October 1878, Z. 8941, das 
Urtheil der zweiten Inſtanz „in der Erwägung, daß die allgemeine 
Beſtimmung des § 422 a. b. G. B. in dem Forſtgeſetze vom 3. Decem⸗ 
ber 1852 eine geſetzliche Veſchränkung findet; in der Erwägung, daß 
die Aufſicht über die Erhaltung und Pflege der Wälder und Holzpflan⸗ 
zungen nach dem Forſtgeſetze den politiſchen Behörden zuſteht; in der 
Erwägung, daß die Statthalterei in Böhmen mit Note vom 31. Mai 
1878 das Abäſten der Waldbäume, wie dasſelbe auf Grund des gericht⸗ 
lichen Vergleiches vom 7. Februar 1878 vorgenommen werden ſollte, 
für culturwidrig und nach dem Forſtgeſetze für unzuläſſig erklärt hat, 
worüber gar kein gerichtlicher Vergleich abgeſchloſſen werden kann; in 
endlicher Erwägung, daß durch die Hofdecrete vom 18. October 1815 
und vom 5. October 1816 das Recht der höheren Inſtanz, ein wider 
die beſtehenden politiſchen Vorſchriften von dem unteren Richter ge⸗ 
ſchöpſtes Urtheil oder abgeſchloſſenen gerichtlichen Vergleich als nichtig 
aufzuheben, nicht ausgeſchloſſen iſt.“ Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Perordnungen. 
1879. I. Quartal. 


Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 


Redigirt im Handelsminiſterium. 
Nr. 18. Ausgeg. am 26. März, 

Behandlung der Correſpondenzen nach und aus den dem Weltpoſtvereine 
angehörigen Ländern. H.⸗M. Z. 8446. 23. März. 

Nr. 19. Ausgeg. am 27. März. 

Aenderungen im Briefpoſttarife (Afrika, Amerika und Auſtralien.) H.⸗M. 
8. 8752. 21. März. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 13. März 1879, Z. 1374. 
F.⸗M, betreffend die Verrechnung der Silbermünzen. H⸗M. Z. 486. 22. März. 
Nr. 20. Ausgeg. am 28. März. 

Errichtung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſtgebiete. HM, 
3. 7354. 15. März. 

Zolldeclaration zu den Fahrpoſtſendungen nach Belgien. H.⸗M. Z. 8145. 
17. März. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Pederoa und Auflaſſung des Poſtamtes 
Piccolein. H.⸗M. Z. 5672. 15. März. 

Auflaſſung der Poſtämter St. Bartholomä an der Lieboch und St. Oswald 
bei Plankenwarth. H.⸗M. Z. 5880. 10. März. 

Nr. 21. Ausgeg. am 29. März. 

Einführung von Briefen mit Werthangabe im Verkehre mit einigen Län— 
dern des Weltpoſtvereines. Z. 9577. 25. März. 

Nr. 22. Ausgeg. am 30. März. 

Aenderungen im internationalen Poſtanweifungsverkehre von Oeſterreich⸗ 
Ungarn mit Deutſchland, Helgoland, Luxemburg, der Schweiz, Frankreich und 
Italien, dann Einführung von Poſtanweiſungen mit Belgien und den Nieder⸗ 
landen. H.⸗M. Z. 9903. 28. März. 

Erhöhung des Maximalbetrages der gewöhnlichen Poſtanweiſungen von 
150 fl. auf 200 fl. H.⸗M. Z. 9901. 28. März. 

Einführung des Worttarifes für den inländischen Telegrafenverkehr der 
öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie. HM. Z. 9741. 28. März. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öfter: 
reichiſch-ungarifchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 1. Ausgeg. am 4. Jänner. 


Abdruck von Nr. 146 R. G. Bl. ex 1878. 
Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Donau⸗ 


lände-Bahn der k. k. priv. Kaiſerin Eliſabeth-Bahn zu dem Etabliſſement der 
Wienerberger Ziegelfabriks- und Bau-Geſellſchaft bei Inzersdorf. Nit. Statth. 


Z. 36.221. 16. December 1878. 
Nr. 2. Ausgeg. am 9. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an fämmtliche Landesſtellen, betreffend 
das Verbot des Betretens von Bahnen ſecundären Charakters. Z. 35.924. 
30. December 1878. 

Bewilligung zur Errichtung der Betriebsgeſellſchaft der orientaliſchen Eiſen⸗ 
bahnen und Genehmigung der Statuten dieſer Geſellſchaft. M. d. J. Z. 16.570. 
(H.⸗M. 3. 152 ex 1879.) 31. December 1878. 

Nr. 3. Ausgeg. am 11. Jänner. 

Bewilligung zur Mitbenützung der Dreher'ſchen Bräuhausbahn in Schwechat 

durch die k. k. priv. Kaiſerin Eliſabeth-Bahn. Z. 28.383. 2. Jänner. 
Nr. 4. Ausgeg. am 14. Jänner. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an die Verwaltungen ſämmtlicher 


im Betriebe fteheuder Bahnen, betreffend die Aufſtellung der monatlichen Betriebs- 


ausweiſe. Z. 34.909. 30. November 1878. 

Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Geleiſeanlage für den Robert⸗ 
ſchacht bei der Station Holtſchitz-Seeſtadtl der Auſſig⸗Teplitzer Bahn. Böhm. Statth. 
3. 67.555. 26. November 1878. (H. M. 3. 30.809, 20. Nov.) 

Nr. 5. Ausgeg. am 16. Jänner. 
Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine normalſpurige zum öffentlichen 


an die k. k. priv. Kaiſer Franz Joſef⸗Bahn bei Pilſen. Z. 33.124. 5. Decem⸗ 
ber 1878. 
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Nr. 6. Ausgeg. am 18. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an die Verwaltungen der Erſten unga⸗ 
riſch⸗galiziſchen Eiſenbahn, Kaſchau⸗Oderberger Bahn und Ungariſchen Weſtbahn, 
betreffend die Verbuchung der in ausländiſcher Währung vorkommenden Beträge. 
3. 27.536 ex 1878. 8. Jänner. 

Nr. 7. Ausgeg. am 21. Jänner. 

Bewilligung zum Baue und Betriebe eines Sturzgeleiſes von der Station 
Cercan⸗Piſely der Kaiſer Franz Joſef⸗Bahn zu dem nächſt derſelben befindlichen 
Kalkofen des Fürſten Lobkowitz. Böhm. Statth. Z. 75.422 ex 78. 2. Jänner. 

Nr. 8. Ausgeg. am 23. Jänner. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Locomotiv⸗ 
eiſenbahn von Kleck an die Dalmatiner Landesgren:e bei Metkovich und von 
Spalato an eben dieſe Grenze bei Imoschi. Z. 36.177 ex 1878. 9. Jänner. 

Nr. 9. Ausgeg. am 25. Jänner. 


Nr. 10. Ausgeg. am 28. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an den Verwaltungsrath der Mäh⸗ 
riſch⸗Schleſiſchen Centralbahn, betreffend die Abänderung der „Grundzüge der 
Vorschriften für den Verkehrsdienſt“ aus Anlaß der Einführung des Secundär⸗ 
betriebes auf der Staatsbahnlinie Kriegsdorf-Römerſtadt. Z. 33.636. 15. Jänner. 

Bewilligung zur Verwendung von weiß leuchtenden Reflectorlaternen an 
Locomotiven auf den Seeundärlinien der niederöſterreichiſchen Staatsbahnen. 
3. 35.646. 8. Jänner. 

Nr. 11. Ausgeg. am 30. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterr. Eifenbahnen, betreffend das Betreten der Bahnanlagen durch das zum 
Schutze einzelner Zweige der Landescultur aufgeſtellte Wachperſonale (Feld-, 
Forſt⸗, Jagdſchutzperſonale u. ſ. w.). Z. 35.834. 31. December 1878. 

Erlaß der k. k. General-Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen an ſämmtliche 
öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend den Vorgang im Falle der Verhängung 
von Geldſtrafen wegen Stempelgebrechen bei Frachtbriefen. Z. 5230 III ex 1878. 
20. Jänner. 

Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öfterveichifch- 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Jänner. 

Nr. 13. Ausgeg. am 4. Februar. 

Abdruck von Nr. 17 R. G. Bl. 

Nr. 14. Ausgeg. am 6. Februar. 

Abdruck von Nr. 14 R. G. Bl. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die Desinficirung der zur Beförderung von Pferden 
aus Croatien und Slavonien verwendeten Wagen zur Verhütung der Verſchlep⸗ 
pung der Rotzkrankheit. Z. 3256, 30. Jänner. (Fortſetzung folgt.) 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Ackerbauminiſterium Julius 
Freiherrn Schrödinger v. Neudenberg anläßlich deſſen Penfionirung die 
Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern Julius Czerwenka in 
Kuttenberg und Rudolf Stummer in Böhm.-Brod den Titel und Charakter 


von Statthaltereiräthen taxfrei verliehen. 


Seine Ma;ejtät haben dem penſionirten Haupteaſſier der Salinenverwal⸗ 


tung Hallein Ignaz v. Schmuck das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 


verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe Wenzel Klästersky zu Elbe⸗ 
koſteletz in Böhmen das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanz⸗Obercommiſſär Anton 
Skladal zum Finanzrathe der Brünner Finanz-Landesdirection ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den mit Titel und Charakter 
eines Finanz⸗Oberinſpectors bekleideten Finanzinſpector Franz Brenner Ritter 
v. Fels ach zum Finanz⸗Oberinſpector für Wels ernannt. 


Erledigungen. 
. Finanzwad-Commiffärzftelfe in der zehnten Rangsclaffe in Niederöſter⸗ 
reich, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 216.) 
Conceptsadjunctenſtelle mit einem Jahresgehalte von 700 fl. und zehn⸗ 
percentigem Quartiergelde beim Brünner Magiftrate, bis 20. October. (Amtsbl. 


Nr. 216.) 


Secretärsſtelle bei der k. k. Telegrafendirection in Zara, bis 10. October. 


(Anitsbl. Nr. 220.) 
Frachtenverkehre beſtimmte Secundärbahn von der Sulkowzeche zum Anſchluſſe 


“Hiezu als Beilage: Bogen 17 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


